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Einleitung

Problemaufriss

Seit jeher stellen sich vornehmlich im Strafprozessrecht die grundle-
genden Fragen, auf welche Weise Beweismittel erhoben werden dürfen
und unter welchen Voraussetzungen diese anschließend verwertet
werden können. Durch das über einhundert Jahre fortentwickelte Zu-
sammenspiel von verfahrensrechtlichen Normen innerhalb der Straf-
prozessordnung1 und der dazu ergangenen Rechtsprechung konnte bis
heute ein rechtliches Geflecht geformt werden, welches zu diesen Fra-
gen der Beweiserhebung und -verwertung im deutschen Strafverfah-
ren weitestgehend Klarheit geschaffen hat2.
Liegt jedoch ein Sachverhalt zugrunde, der neben dem Strafprozess-
recht noch ein anderes außerstrafrechtliches Verfahren tangiert, läuft
dieses für das Strafprozessrecht konzipierte Geflecht Gefahr, durch
Vorgaben anderer Verfahrensordnungen unterlaufen zu werden3.
Wenn sich widersprechende Prozessgrundsätze unausweichlich gegen-
überstehen, stellt sich nämlich notwendigerweise die Frage, welcher
Grundsatz zurücktreten muss, damit die Konfliktkonstellation aufge-
löst werden kann. Diese Frage bildet den Ausgangspunkt für die vor-
liegende Dissertation.
Konkret befasst sich die Arbeit mit der Frage, ob im außerstrafrechtli-
chen Verfahren normierte Auskunfts- und Mitwirkungspflichten unter
Berufung auf das im Strafverfahren garantierte Prinzip der „Selbstbe-

A. 

I.

1 Im Folgenden: StPO.
2 Für dieses Zusammenspiel von StPO und Rechtsprechung sei bspw. auf die berühm-

te – von der Rechtsprechung vorgenommene – teleologische Extension zu § 252
StPO hingewiesen, vgl. u.a.: St. Rspr. BGHSt 2, 99; 7, 194, 195;
11, 338, 339; 13, 394, 395; 20, 384; Karlsruher Komm. StPO/Pfeiffer § 252 Rn. 1;
Farthofer/Rückert HRRS 2017, 123 ff.; Festschrift für Harro Otto 2007/Rogall, 973;
Kraatz Jura 2011, 170 f.; Geppert Jura 1988, 305 f.; 363 f.

3 Benz Selbstbelastung in außerstrafrechtlichen Zwangslagen, 8 ff.
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lastungsfreiheit“ vom Pflichtigen schon im außerstrafrechtlichen Be-
reich verweigert werden können, bzw. – sollte eine Aussagepflicht im
außerstrafrechtlichen Bereich fortbestehen – die erlangte Aussage
dann in einem sich anschließenden Strafprozess als taugliches Beweis-
mittel gegen den Pflichtigen angeführt und verwertet werden darf.

Gang der Untersuchung

Um sich dieser Problemstellung annähern zu können, werden im ers-
ten Teil der Arbeit neben der Notwendigkeit und dem Ursprung der
Selbstbelastungsfreiheit, deren Verortung und Aussagegehalt aufge-
zeigt. Sodann wird sich der Gewährleistung der Selbstbelastungsfrei-
heit im deutschen Strafverfahrensrecht zugewandt. Dieser Teil macht
es erforderlich, auch die für die Selbstbelastungsfreiheit wesentlichen
Verfahrensnormen der StPO, die diesbezüglich relevanten Grundsätze
des Beweisrechts sowie die insoweit einschlägige Rechtsprechung und
die europarechtlichen Vorgaben in Bedacht zu nehmen.
Anschließend wird aufgezeigt werden, dass die Selbstbelastungsfreiheit
keinen rein strafprozessualen Grundsatz darstellt, sondern sich deren
Regelungsreichweite auch darüber hinaus in den außerstrafrechtlichen
Bereich erstreckt.
Im nächsten Schritt erfolgt eine Auseinandersetzung zweier zur Selbst-
belastungsfreiheit ergangener Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts4, die zur Beantwortung der aufgeworfenen Problemfrage als
richtungsweisend zu bewerten sind. Dabei wird insbesondere der sog.
„Gemeinschuldner-Beschluss“5 in den Blick genommen. Im Rahmen
jenes Beschlusses wurde die Selbstbelastungsfreiheit vom BVerfG nicht
nur erstmals einer eingehenden rechtlichen Bewertung unterzogen, es
wurden am Beispiel der Insolvenzordnung6 (in ihrer damaligen Fas-
sung) vor allem auch höchstrichterliche Grundsätze zur Auflösung der
eingangs beschriebenen Problemkonstellation zwischen außerstraf-
rechtlichen Pflichten und nemo-tenetur formuliert.

II.

4 Im Folgenden: BVerfG.
5 BVerfGE 56, 37 ff.
6 Im Folgenden: InsO.

A. Einleitung
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Diese vom BVerfG im Wege des Gemeinschuldner-Beschlusses ent-
wickelten Grundsätze sollen im weiteren Gang der Arbeit dann von
einer auf das Insolvenzrecht zugeschnittenen Falllösung zu einem all-
gemeinen – zur Auflösung vergleichbarer Problemkonstellationen im
außerstrafrechtlichen Bereich – dienenden allgemeinen Lösungsansatz
transformiert werden. Dazu sollen die zuvor dargelegten Grundsätze
des Gemeinschuldner-Beschlusses als Blaupause für ein im Zwischen-
ergebnis ausformuliertes – vom Insolvenzrecht losgelöstes – dogmati-
sches Ableitungsergebnis dienen. Dieses soll als Ausgangspunkt für
eine allgemeine Lösung fungieren und im weiteren Verlauf der Arbeit
zu einer praxistauglichen und Rechtsgebiete übergreifenden Gesamtlö-
sung des Problems fortentwickelt werden.
Da das Prinzip der Selbstbelastungsfreiheit im fortschreitenden Euro-
päisierungsprozess zunehmend Eingang in das Europarecht und die
europarechtliche Rechtsprechung gefunden hat, wird das dogmatische
Ableitungsergebnis zunächst auf seine Europarechtskonformität hin
überprüft.
In einem nächsten Schritt werden ausgewählte außerstrafrechtliche
Mitwirkungspflichten vorgestellt, die gesetzlich in einer Weise ausge-
staltet sind, dass für den Pflichtigen dieselbe Situation wie im Insol-
venzrecht droht, nämlich durch die außerstrafrechtliche Pflichterfül-
lung eine Tatsachengrundlage für etwaige strafrechtliche Konsequen-
zen gegen sich selbst zu schaffen. Es wird sodann untersucht, ob sich
jene Konfliktkonstellationen unter Anwendung des dogmatischen Ab-
leitungsergebnisses zufriedenstellend auflösen lassen oder ob – bzw.
inwieweit – dieses noch weiterentwickelt werden muss.
Hierbei werden sukzessive die Vorzüge, aber auch die Grenzen des aus
dem Gemeinschuldner-Beschluss abgeleiteten Lösungsansatzes offen-
gelegt. Erwartungsgemäß kann dieser Ausgangsgedanke jedenfalls
nicht in Gänze eine verallgemeinerungsfähige Gesamtlösung der be-
schriebenen Problematik darstellen. Mögen die aufgestellten Grund-
sätze zwar stets eine sinnvolle Basis zur Problemlösung bieten, machen
die besondere Bedeutung von nemo-tenetur sowie die Besonderheiten
der unterschiedlichen Rechtsgebiete doch Modifikationen notwendig.
So wird etwa am Beispiel des öffentlich-rechtlichen Gefahrenabwehr-
rechts verdeutlicht werden können, dass die aus dem Gemeinschuld-

II. Gang der Untersuchung
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ner-Beschluss abgeleitete Lösung zur effektiven Gewährleistung des
Gesundheitsschutzes noch nicht ausreicht und die im Beweisrecht bis-
her wenig berücksichtigte – gar viel kritisierte – Fernwirkung hier
einen sinnvollen Anwendungsbereich findet.
Des Weiteren wird demonstriert, dass der Gesetzgeber zu der in vielen
außerstrafrechtlichen Gesetzen auftretenden Problematik, sich in
strafrechtlich relevanter Weise selbst belasten zu müssen, nicht durch-
gängig überzeugende Lösungsansätze anbietet und z.T. auch erheblich
divergierende Lösungen normiert hat. Dies ist aus dem Blickwinkel
der Einheit der Rechtsordnung wenig erfreulich, wird die Rechtsan-
wendung dadurch doch in vermeidbarer Art und Weise verkompli-
ziert7. Es soll deshalb aufgezeigt werden, an welchen Stellen das Gesetz
zu einer Weiterentwicklung des Ableitungsergebnisses beiträgt bzw. an
welchen Stellen gesetzlicher Novellierungsbedarf besteht.
Das aus dem Konflikt zwischen außerstrafrechtlichen Pflichten im In-
solvenzrecht und nemo-tenetur entwickelte dogmatische Ableitungser-
gebnis wird durch die Übertragung auf vergleichbare Problemkonstel-
lationen in anderen außerstrafrechtlichen Gesetzen immer wieder auf
seine Anwendungstauglichkeit überprüft. Vor dem Hintergrund, dass
sich außerstrafrechtliche – potenziell in Konflikt zu nemo-tenetur ste-
hende – Mitwirkungspflichten in den unterschiedlichsten Gesetzen,
sowohl im Zivilrecht als auch im öffentlichen Recht, wiederfinden,
sieht sich das allgemeine Ableitungsergebnis dabei mit z.T. erheblich
divergierenden Regelungszwecken und gesetzestypischen Besonder-
heiten konfrontiert. Durch diese Prüfung kann das Ableitungsergebnis
– aus den verschiedensten juristischen Blickwinkeln auf die Probe ge-
stellt – kontinuierlich fortentwickelt werden und so schließlich zu
einem praxistauglichen Lösungsansatz avancieren.
Zum Ende der Arbeit bestehen aufgrund der gewonnenen Erkenntnis-
se hinreichende Anhaltspunkte, um nach einer Zusammenfassung der
Ergebnisse das im Zwischenergebnis formulierte dogmatische Ablei-

7 Eine einheitliche Rechtsordnung dient der besseren Verständlichkeit und Akzeptanz.
Sie wird daher als wesentliche Forderung an den Gesetzgeber verstanden, vgl. aus-
führlich: Felix Einheit der Rechtsordnung, 1ff.; Engisch Die Einheit der Rechtsord-
nung, 55 ff.; Schönke/Schröder StGB Komm./Lenckner/Sternberg-Lieben Vorbem. zu
den §§ 32 ff.
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tungsergebnis zu einem finalen und Rechtsgebiete übergreifenden all-
gemeinen Lösungsvorschlag für die beschriebene Problemkonstellati-
on auszuformulieren.

II. Gang der Untersuchung
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Das nemo-tenetur-Prinzip
im deutschen Strafverfahren

Begriffsklärung

Der wesentliche Begriff der vorliegenden Arbeit hat in der deutschen
Rechtswissenschaft bis heute viele Bezeichnungen gefunden, die auch
in der vorliegenden Arbeit verwendet werden. Zur Klarstellung soll
daher eine kurze Übersicht vorangestellt werden.
In Strafrechtskreisen wird heute landläufig der Begriff „nemo-tenetur-
Prinzip“ verwendet. Dies geht auf die lateinische Formel „nemo tenetur
se ipse prodere / accusare“ zurück, was übersetzt so viel bedeutet wie:
„niemand ist dazu verpflichtet, sich selbst zu belasten / anzuklagen
bzw. gegen sich selbst Zeugnis ablegen zu müssen“8. Die Begriffe
„Selbstbelastungsfreiheit“, „Schweigerecht“, „Schutz vor Selbstbezichti-
gung“, sowie „Mitwirkungsfreiheit“ werden in Lehre und Rechtspre-
chung gemeinhin synonym verwendet, beschreiben sie im Kern doch
alle dieselbe Bedeutung dieses Verfahrensgrundsatzes mit lediglich
verschobener Akzentuierung9.

B. 

I.

8 vgl. u.a. BVerfGE 38, 113; 56, 37 ff.; Meyer-Goßner StPO Komm. Einl. Rn. 29a.;
Kindhäuser StPO§ 6 Rn. 14; Haller/Conzen Das Strafverfahren, 65 Fn. 64; Beulke
Strafprozessrecht, Rn. 125; Wenzler Die Selbstanzeige, 93; Kasiske JuS 2014, 15.

9 Benz Selbstbelastung in außerstrafrechtlichen Zwangslagen, 1 Fn. 4; Verrel Selbstbe-
lastungsfreiheit, 1.
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